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werden; das war in der Regel die Deportation in ein Konzentrationslager. 

Paul L. wurde zum Prozess im Juli 1939 nach Innsbruck überstellt, an-

schließend zur Verbüßung seiner Gerichtsstrafe ins Gefängnis Garsten. 

Am 9. Mai 1940 hätte er freikommen sollen, stattdessen erfolgte am 7. Juni 

seine erneute Einweisung ins KZ Dachau. Ein Erlass des Reichsführers SS 

Heinrich Himmler vom 12. Juli 1940 stellte klar, dass „in Zukunft alle Ho-

mosexuellen, die mehr als einen Partner verführt haben, nach ihrer Ent-

lassung aus dem Gefängnis in polizeiliche Vorbeugungshaft zu nehmen“ 

seien.64 Paul L. und Oswald M. trugen im KZ Dachau nicht den Rosa Winkel 

der Homosexuellen, sondern den Schwarzen der „Asozialen“ und Paul L. 

nach einem Jahr schließlich den Grünen Winkel der Kriminellen.65 Er galt 

als „Gewohnheitsverbrecher in polizeilicher Sicherheitsverwahrung“. Erst 

am 2. Mai 1945 kam er frei. „Es berührt mich schmerzlich, vom Wahlrech-

te ausgeschlossen zu sein“, stellte Paul L. gegenüber dem Justizministeri-

um am 9. November 1945 fest. Er hätte gedacht, dass eine fünfjährige KZ 

Haft mit dem ihm zugefügten schweren Unrecht „reichlich Grund gewe-

sen wäre“, sein Ansuchen um Löschung der Strafe zu befürworten. Das 

Landesgericht Innsbruck lehnte im März 1946 „mangels hinreichender 

berücksichtigungswürdiger Gründe“ seine Gnadenbitte ab. Die Straftaten 

wären zu „schwerwiegend“, als dass eine Tilgung der Verurteilung oder 

eine Nachsicht der Rechtsfolgen vorzeitig befürwortet werden könnte.“66 

Homosexualität als Teil des Strafbestandes „Unzucht wider die Natur“ war 

in Österreich bis 1971 eine Straftat. 

Die „Volksgemeinschaft“ formatiert sich:
Exklusion der Jüdinnen und Juden

Die Judenverfolgung war das zentrale politische Instrument zur Herstel-

lung der NS-Volksgemeinschaft. Als Ausgrenzungsgemeinschaft erfuhr 

sie ihre „psychosoziale Durchschlagskraft aus der gesellschaftlichen Um-

setzung der Behauptung, dass Menschen radikal und unüberbrückbar 

ungleich seien“.67 Die Judenverfolgung behinderte die Bereitschaft zur Zu-

stimmung zum NS-Regime nicht, sondern förderte sie. Das Volk und die 

„Volksgemeinschaft“ als Quelle des Rechts anzusehen, bedeutete die Aus-
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Dorli Pasch in Innsbruck 1929. Sie flüchtete nach England. (Dorli Neale)

Abi Bauer mit Nachbarskindern in Innsbruck 1925. Er floh nach Israel. (Abi Bauer)
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höhlung des bürgerlichen Rechts und dass es außerhalb dieser Gemein-

schaft kein Recht geben konnte:68 „Nationalsozialistische Politik war von 

Anfang an gewalttätige Praxis, ein Antisemitismus der Tat.“69

Ausgrenzung und Beteiligungsbereitschaft

Unmittelbar nach dem Anschluss setzten in Tirol antijüdische Maßnahmen 

ein, um die jüdische Bevölkerung aus dem öffentlichen Leben auszuschlie-

ßen, ihnen die Existenzgrundlage zu entziehen und sie zur Auswanderung 

zu zwingen. Die Nationalsozialisten besetzten jüdische Organisationen und 

ihre Geschäftsstellen, nahmen in Privatwohnungen Hausdurchsuchungen 

vor, schritten zu Verhaftungen und sprachen Berufsverbote aus. Der öf-

fentliche Dienst und die Universität entließ „Volljuden“ und „Mischlinge“, 

jüdische StudentInnen mussten ihr Studium aufgeben, die Interessenver-

tretungen der freien Berufe sorgten für die Entfernung „jüdisch versipp-

ter“ Personen. Der Grund für die Entlassung eines Landesbediensteten lau-

tete: „Jüdische Gattin“.70 Dasselbe Schicksal ereilte einen Dozenten an der 

Universität, nachdem seine Frau als Jüdin denunziert worden war.71 Eine 

unehelich geborene städtische Kindergärtnerin konnte nur einen lücken-

haften Abstammungsnachweis erbringen und wurde wegen des bloßen 

Verdachtes, dass ihr Vater Jude wäre, aus dem Dienst entfernt.72 Nicht nur 

sie war Opfer einer Denunziation. Aus der Bevölkerung wurden Stimmen 

laut, denen die Ausgrenzung der jüdischen Bevölkerung nicht schnell und 

Innsbrucker Nachrichten, 2.7.1938, 14 
Friedrich Reitlinger, 1917 bis 1935 Präsident der Tiroler Industriellenvereinigung, war 
Katholik; aufgrund seiner jüdischen Herkunft erklärten ihn die Nationalsozialisten nach den 
Nürnberger Rassegesetzen zum Juden. Seine Jenbacher Berg- und Hüttenwerke arisierte der 
deutsche Großindustrielle Ernst Heinkel. Friedrich Reitlinger nahm sich nach der Hetzjagd 
auf ihn mit seiner Tochter Johanna bereits am 14. März 1938 das Leben.
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weitgehend genug ging. Eine Reihe von Denunziationsbrie-

fen erreichte das wüste antisemitische Hetzblatt Der Stür-

mer mit Sitz in Nürnberg. Ein Innsbrucker wandte sich an 

die Zeitschrift, um einen „verbissenen Sozialdemokraten“, 

der sich seit dem Anschluss als „100%iger Nazi gebärde“, 

anzuprangern, da er als Geschäftsführer immer noch einen 

Juden angestellt habe, der im Gebiet Kitzbühel arbeite.73 Ein 

anderer Innsbrucker forderte:

„Lieber Stürmer!

Es wird Dir nicht bekannt sein, daß der Rechtsanwalt 

Dr. L. M. (...) in der Hauptsache Juden als seine Klien-

ten hat. Es handelt sich um die abgetakelten jüdischen 

Geschäftsleute in Innsbruck, die an ihm ihren Anwalt 

gefunden haben, damit er ihre Interessen gegen die 

arischen Schuldner wahrnimmt. Wie vereinbart sich 

das, wenn ein mit dem Parteiabzeichen stramm umher 

laufender junger Rechtsanwalt bei der Judenschaft als 

der einzig verläßliche Anwalt zur Eintreibung von For-

derungen gegen arische Mitmenschen gilt. Du, lieber 

Stürmer solltest es der Öffentlichkeit bekannt geben.“74

Nicht nur aus Innsbruck, auch aus anderen Bezirken Ti-

rols schrieben besorgte Volksgenossen dem „Stürmer“ aus 

Judenfeindschaft, Rachsucht und persönlichen Interessen. 

Derartige Denunziationen hatten im gesamten Deutschen 

Reich überhandgenommen, selbst die Gestapo stufte viele 

dieser anonymen Briefe und Anzeigen als falsch oder un-

begründet ein. Ein ähnliches denunziatorisches Engage-

ment aus der Tiroler „Volksgemeinschaft“ gegen reale oder 

vermeintliche Liebesverhältnisse, die als „Rassenschande“ 

gebrandmarkt waren, kostete ausländischen Zwangsarbei-

tern in der Kriegszeit das Leben und führte Tirolerinnen 

ins Gefängnis oder ins Konzentrationslager. Solche Initi-

ativen aus der Bevölkerung waren es, die dazu beitrugen, 

Der Stürmer. Wochen-
blatt zum Kampf um 
die Wahrheit war eine 
wüste antisemitische 
Zeitschrift, die 1938 
in einer Auflage von 
einer halben Million 
Exemplaren erschien. 
Die Reichweite war 
weitaus größer, weil das 
Hetzblatt in Schaukäs-
ten hing. (Stadtarchiv 
Innsbruck)

Stadt Innsbruck
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die deutsch-arische „Volksgemeinschaft“ herzustellen, eine neue rassisti-

sche Ordnung im Alltag zu verwirklichen und einem vom „Volksempfin-

den“ getragenen Recht zum Durchbruch zu verhelfen. Besonders aktiv 

zeigten sich die Vorstände des Automobilklubs Tirol und der zahlreichen 

Turn-, Sport- und Spielvereine, die binnen kürzester Zeit ihre jüdischen 

Mitglieder ausschlossen, teils noch bevor die Nürnberger Rassengesetze, 

die definierten, wer als Jude einzustufen war, auch in Tirol am 20. Mai 

1938 offiziell in Kraft traten. Dieser vorauseilende Vollzug antijüdischer 

Ausgrenzungsmaßnahmen von Privatpersonen in Vereinsfunktionen wie 

auch von Kommunalbeamten zeigt, dass die judenfeindliche Politik auf 

Innsbrucker 
Nachrichten, 
1.4.1938, 7

Zustimmung stieß. Der Inhaber eines Innsbrucker Immobilienbüros, der 

seine jüdischen MieterInnen auf Aufforderung der Partei kündigte, ver-

bat sich die Kritik von dritter Seite an seiner Vorgangsweise, die er aus 

politischer Überzeugung durchführte.75 Die Auswirkungen der Nürnber-

ger Rassengesetze waren nicht nur für die 365 Tiroler und Tirolerinnen, 

die sich bei der Volkszählung 1934 zur jüdischen Religion bekannt hatten, 

dramatisch. Nun waren auch Menschen als Juden kategorisiert, die ein an-

deres Religionsbekenntnis hatten oder konfessionslos waren, sodass die 

Zahl der nach NS-Kriterien als „Volljuden“ (585) und „Mischlinge 1. Grades 

oder Halbjuden“ (176) Eingestuften auf mindestens 761 Personen stieg.76 

Der Druck auf nicht-jüdische Eheleute, die mit einer Jüdin oder einem Ju-

den verheiratet waren, wurde immer unerträglicher. Richard Quandest 

berichtet über das Leben in Innsbruck mit seiner Frau Olga, die schließlich 

doch im April 1943 in der Gauhauptstadt verhaftet und keine drei Monate 

später in Auschwitz ermordet wurde:

Stadt Innsbruck
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„Von verschiedenen NS Stellen wurde ich während der ersten Jahre 

wiederholt aufgefordert, mich von meiner Frau scheiden zu lassen, 

um dadurch den Arbeitsverboten zu entgehen. Ich antwortete stets 

mit der Frage: ‚Würden Sie dies auch anständig von mir finden?‘ – 

Aus dem gesellschaftlichen Leben wurden wir fast ausgeschlossen, 

meine Frau hatte Ausgehverbot nach 8 Uhr abds. Verbot des Besu-

ches von Kino, Theater, Konzerte sowie von öffentlichen Bädern und 

Parkanlagen. Wir litten schwer unter diesen ständigen Verfolgungen 

und ich unter der Ohnmacht, meiner Frau nicht helfen zu können.“77

In atemberaubendem Tempo folgte eine judenfeindliche Verordnung der 

anderen. Wofür es in Deutschland Jahre benötigte, wurde in Österreich 

binnen Tagen, Wochen und Monaten in Kraft gesetzt. Die jüdische Be-

völkerung Innsbrucks stand unter Schock. Auf die Praxis von Diskrimi-

nierung, Ausgrenzung und Demütigung reagierten einige Menschen mit 

Selbstmord, sie ertrugen den Status der Rechtlosigkeit, ihre soziale Äch-

tung, den gesellschaftlichen Ausschluss, die Auslöschung ihrer berufli-

chen Existenz und die Vernichtung all dessen, was sie sich mühsam über 

einen langen Zeitraum aufgebaut hatten, nicht. Der Rabbiner von Inns-

bruck versuchte, Mitgliedern der Israelitischen Kultusgemeinde Hoff-

nung auf ein neues Leben in Palästina zu geben, „damit sie nicht Hand 

an sich legten.“78 An der medizinischen Fakultät in Innsbruck nahm sich 

Univ.-Prof. Gustav Bayer, jahrelanger Leiter des Instituts für Experimen-

telle Pathologie, unter dem Eindruck der NS-Machtübernahme mit seiner 

17-jährigen Tochter Helga bereits am 15. März 1938 das Leben. In seinem 

Abschiedsbrief bat er seine „alten Fakultätskollegen“, ihn in guter Erinne-

rung zu bewahren: „In alter Treue!“79 Helga Bayer ging ins Mädchengym-

nasium in der Sillgasse, einem Hort des illegalen Bundes deutscher Mädel 

(BDM). Wer in Tirol jüdische MitschülerInnen hatte, erinnerte sich nach 

dem Krieg auf sehr ähnliche Weise an sie: „Sie verschwanden dann bald 

und keiner wußte wohin.“80 Auch die Erinnerungen der Klassenkollegin-

nen von Helga Bayer gehen in diese Richtung: „Wir haben drei Jüdinnen 

gehabt in der Klasse. Das war für uns überhaupt kein Begriff. Knapp nach 

der Umbruchszeit war die Jüdin weg. (...) Da hat es geheißen, die sind 

Juden gewesen und die mussten weg, das war gefährlich für die, das war 
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uns alles kein Begriff. (...) da hab’ ich nie was mitbekommen. Ich glaub’ 

auch in der ganzen Schule nicht.“81

Ernst Schwarz, einer der Geschäftsführer des jüdischen Kaufhauses 

Bauer & Schwarz in der Maria-Theresien-Straße, notierte zwischen März 

und Mai 1938 in sein Tagebuch: „Die Hunde schauen mich auf der Straße 

genau so an wie früher. (...) Nie in meinem Leben habe ich so viel elende 

Charaktere gesehen und erlebt, wie in den Tagen, da es im Jahre 1938 Früh-

ling wurde! Fremd der Himmel, fremd die Berge, die einem gleichen! (...) 

Gestern, da grüßten sie mich, heute schauen sie weg oder tun, als würde 

man sie nie gekannt haben, heute bin ich der Jude (...)“.82

Im Herbst 1938 wurden jüdische Eltern gezwungen, ihre Kinder aus 

den öffentlichen Schulen zu nehmen. Sie mussten an den Innsbrucker 

Stadtschulrat ein Ansuchen um Schulbefreiung stellen. Wie freudig Mit-

arbeiter im Magistrat ihre Pflicht erfüllten, geht aus einer handschriftli-

chen Notiz eines Sachbearbeiters auf einem der erzwungenen Ansuchen 

hervor, wo es hieß: „Endlich beginnt sich das Judenpack zu verziehen.“83 

In den Schulbehörden saßen Männer, die antijüdische Gesetze restrikti-

ver auslegten als die staatlichen Zentralstellen in Berlin. Ihr Diensteifer 

zeigt, dass die Grenzen zwischen Ein- und Ausschluss in der „Volksgemein-

schaft“ nicht bloß existierten, sondern ausgehandelt wurden. Die verschie-

denen Akteure zogen sie durch ihre Praktiken. Nikolaus Hermann wur-

de als „Halbjude“ die Aufnahme in die erste Klasse der Volksschule Pradl 

verweigert. Seine nichtjüdische Mutter legte über ihren Rechtsanwalt er-

folgreich Berufung ein. Daraufhin revidierte der oberste Repräsentant von 

Partei und Staat in Tirol, Gauleiter Franz Hofer, den positiven Bescheid 

seines Amtes. Als die Mutter eine Sachverhaltsdarstellung an das Reichs-

erziehungsministerium sandte, wurde ihrem Ansuchen stattgegeben. Auf 

dem Antrag der Tiroler Schulbehörde auf Ablehnung der Einschulung von 

Nikolaus Hermann notierte der ministerielle Sachbearbeiter: „Unsinn, das 

Kind ist schulpflichtig.“84

Auch Lehrkräfte und Schuldirektoren betrieben eifrig den Ausschluss 

jüdischer Kinder. Viele Lehrpersonen verhielten sich neutral, hielten sich 

aber sonst bedeckt. Sie zeigten kaum Anteilnahme und übergingen die 

Aussonderung jüdischer Kinder stillschweigend: „Einem meiner Freun-

de in einer anderen Klasse fiel damals auch das plötzliche Verschwinden 

Stadt Innsbruck
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Im Herbst 1938 zwang der Innsbrucker Stadtschulrat jüdische Kinder, die Schulen zu verlassen.85 

Vera und Karl Heinz 1933. Ihrem 
Vater Ernst Schwarz gelang es 
nur mit Mühe, für seine Kinder 
eine Einreisegenehmigung nach 
England zu beschaffen. Karl Heinz 
verkraftete die Entwurzelung nicht, 
er nahm sich 1949 das Leben. 
(Vera Adams)
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zweier Mitschüler auf, das von Seiten des Klassenlehrers nicht kommen-

tiert wurde. Erst nach dem Krieg wurde uns bewußt, daß es sich um jüdi-

sche Kinder gehandelt hatte.“86

Andere Lehrer wiederum engagierten sich aktiv gegen jüdische Kin-

der. Der 12-jährige Karl Heinz Schwarz, wurde von Klassenkameraden, die 

in der HJ waren, gemobbt. Als er sich zur Wehr setzte, meldete ihn der 

Mathematiklehrer dem Schulleiter, der seinen Austritt aus der Schule ver-

anlasste. Über das „Verhör“ berichtete der Lehrer: 

„Schwarz fing zu weinen (...). Der Herr Direktor fragte vor allem den 

Schüler Schwarz, wie er zu der Äußerung Kriegsverräter komme. 

Schwarz erklärte, daß sein Vater und dessen Bruder eingerückt ge-

wesen seien, ihre Pflicht dem Vaterland gegenüber geleistet hätten 

und daß es von den Mitschülern sehr undankbar sei, ihn Saujud, wie 

er ständig geschimpft werde, zu nennen. (...) Der Herr Direktor gab 

Herrn Schwarz den Rat, seinen Sohn als Privatist weiterstudieren zu 

lassen. Herr Schwarz erklärte sich damit einverstanden.“87

Schulbeamte, Schulleitungen, Lehrkräfte, Eltern und MitschülerInnen 

wirkten an der Exklusion der jüdischen Schulkinder mit. Sie trugen ihren 

Teil dazu bei, die Klasse zu entsolidarisieren, soziale Distanz zu schaffen, 

die jüdischen SchülerInnen zu isolieren und schließlich die Klassengemein-

schaft als Teil der „Volksgemeinschaft“ vom jüdischen Einfluss zu reinigen. 

Dies verdeutlicht auch das Beispiel des neunjährigen Erich Weinreb:

„Aber eines vergesse ich nie. Plötzlich ist ein neuer Lehrer in die Klas-

se gekommen, er war oben am Podium und hat unsere Namen vor-

gelesen. Jeder ist aufgestanden. Als er mich aufgerufen hat, sagt er: 

‚Erich Weinreb, da haben wir so eine kleine Judensau, komm her du 

Saujud.‘ Und ich stehe auf und er schmiert mir eine. Ich bin geflogen, 

ich weiß nicht, bin ich wieder auf meinen Platz oder gleich nach Haus 

gegangen und nie mehr zurück in die Schule?

Die Reaktion der Kinder, meiner Freunde, als er mich geschla-

gen hat, die haben gelacht, das waren Kinder, was sollten sie dem 

Lehrer sagen? ‚Es ist nicht schön, dass du meinen Freund schlägst?‘ 

Stadt Innsbruck
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Vor allem Tiroler 
Fremdenverkehrs
gemeinden wie Igls 
oder St. Anton, wo 
jüdische Gäste gerne 
ihren Urlaub verbrach-
ten, stellten derartige 
Schilder auf. (Stadt
archiv Innsbruck)

Niemand hat mehr mit mir geredet, außer zwei Schulfreunde, die im 

selben Haus wie ich gewohnt haben (...) Die Familie ist nach dem Ein-

marsch nur mehr wenig ausgegangen. Sie haben oft aus dem Fenster 

hinausgeschaut und ich bin viel im Hof herumgegangen, habe dort 

oder in der Wohnung mit meinem Bruder Poldi gespielt.“88

Vereinzelt konnten auch positive Erfahrungen gemacht werden. Gottfried 

Halef Krug durfte zwar als „Mischling 1. Grades“ nach dem Anschluss den 
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Kindergarten auf Initiative der Leitung nicht mehr besuchen, in der Volks-

schule malträtierte ihn die Lehrerin ebenso wie seinen Sitznachbarn, ein 

Roma-Kind, doch ein befreundeter Metzger im Innsbrucker Schlachthof 

half der Mutter, die ständig in der Gestapozentrale vorsprechen musste, 

während der nichtjüdische Ehemann an der Front war. Eine Freundin der 

Familie kam weiterhin auf Besuch, obwohl die Gestapo ihr jeglichen Kon-

takt eindringlich untersagt hatte.89

Die alltägliche Erfahrung der 

Einschränkung staatsbürgerlicher 

Rechte war für die durch Flucht 

und Abwanderung dezimierte jü-

dische Bevölkerung deprimierend, 

noch niederschmetternder war die 

Tatsache, dass die Justiz die Geset-

ze nicht mehr durchsetzte und die 

Polizei bei Übergriffen nicht ein-

schritt, während die Gestapo zur Be-

schleunigung der „Auswanderung“ 

im September 1938 24 jüdische 

Haushaltsvorstände aus Innsbruck 

schwer misshandelte, die Übergabe 

von Betrieben abpresste und Ulti-

maten stellte, bis wann sie aus Ti-

rol zu verschwinden hätten. Umso 

wichtiger war jede menschliche 

Geste, die dazu beitrug, die Einsam-

keit, Verlassenheit und Isolation zu 

durchbrechen. Dazu Grete Grau-

bart, deren Mann Richard Inhaber 

eines Schuhgeschäftes in der Mu-

seumstraße war: „Wir mussten alle 

öffentlichen Anstalten und Gärten 

meiden. Es gab einige Leute, die den Mut hatten, sich unser zu erinnern. 

Wir waren immer sehr glücklich, wenn wir irgendwo einen Freund fan-

den. Es war uns dann leichter alles Schlimme zu ertragen.“90

Vera Graubart mit ihrem Vater Richard in 
Innsbruck (Vera Graubart). Nach der Ermordung 
des Vaters in der Pogromnacht vom 9. auf den 
10. November 1938 konnte sie mit ihrer Mutter 
nach England flüchten.

Stadt Innsbruck
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Mitwirkung am Boykott gegen jüdische Geschäfte

Nach der NS-Machtübernahme organisierten lokale Parteigenossen und 

SA-Männer mehrere Schmieraktionen gegen jüdische Geschäfte, die bereits 

zwei Wochen nach dem Anschluss einsetzten. Die Schaufenster wurden 

gekennzeichnet mit dem Davidstern, dem Wort Jude oder der zynischen 

Aufforderung: „Gute Rei-

se nach Palästina!“ Damit 

war der Straftatbestand 

der Nötigung gesetzt, doch 

der Staat brach das Recht. 

Die Partei, der Oberbürger-

meister von Innsbruck, der Stadtmagistrat, die staatlichen Behörden und 

die Konkurrenz der Wirtschaftstreibenden erkannten, dass sie mit einem 

Boykott die jüdischen Familien unmittelbar schädigen und sozial isolie-

ren konnten und so völlig neue Möglichkeiten der Gestaltung von Politik 

hatten. Der Boykott bot die Gelegenheit, weitere radikale Maßnahmen 

zu setzen: Bei ausgewählten Geschäften standen Posten, um Kaufwillige 

drohend vom Betreten ab-

zuhalten. Die Nationalso-

zialisten demonstrierten 

so ihre Handlungsmacht: 

Sie wollten die jüdischen 

BesitzerInnen nicht nur berauben und demütigen, sie wollten auch, dass 

jeder dies sah. Die verunstalteten Schaufenster waren in mehreren Stra-

ßenzügen im Stadtzentrum allgegenwärtig. Wer durch Innsbruck schlen-

derte, seine Besorgungen machte, seinem Beruf nachging oder sich auf der 

Straße unterhielt, stieß ständig auf Aufforderungen zum Judenhass, wäh-

rend, von der Partei organisiert, grölende Menschenmengen ihre Parolen 

brüllten. Die Inhaber und Besitzerinnen des Kaufhauses Bauer & Schwarz 

berichteten:

„Zuerst begann man mit der ständigen Aufstellung von Posten vor 

dem Geschäftseingang, die von halbwüchsigen Burschen bestritten 

wurden und die alle Kunden abhielten, unser Geschäft zu betreten. 

Innsbrucker Nachrichten, 19.8.1938, 3

Innsbrucker Nachrichten, 30.6.1938, 2
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Wir wurden gezwungen, in sämtliche Schaufenster Plakate in gros-

ser Aufmachung anzubringen, die die Aufschrift ‚Jüdisches Geschäft‘ 

trugen. Diese Posten beschimpften sogar dennoch eintretende Kun-

den und es gab Tätlichkeiten. Eines Tages marschierte eine Abteilung 

von SA-Leuten vor unserem Geschäfte auf und nahm nun parallel 

zur Hausfront Stellung. Dann schrieen sie im Chor: ‚Wer beim Juden 

kauft, ist ein Volksverräter!‘ und ‚Nur ein Arierschwein kauft beim Ju-

den ein!‘ Dann traten einige aus der Abteilung heraus und beschmier-

ten sämtliche Schaufenster in metergrossen Lettern mit weissem Ätz-

kalk mit der Inschrift ‚Jude‘.“91

Kundschaft, die sich in den Verkaufsräumen aufhielt, wurde von SA-Leu-

ten, die ins Warenhaus stürmten, „mit wütenden Beschimpfungen buch-

stäblich aus dem Geschäfte hinausgejagt, und auch einzelne vom Personal 

machten Kunden darauf aufmerksam, dass sie sich in einem jüdischen 

Geschäfte befänden (...). So zeigte es sich bald, dass niemand mehr den 

Mut fand, unsere 

Geschäftslokale zu 

betreten.“92 Im April 

1938 forderten die 

gleichgeschalteten 

Zeitungen die Be-

völkerung auf, die 

kenntlichgemachten Geschäfte zu meiden. Das reichsdeutsche Antisemi-

tenblatt Der Stürmer widmete diesen Vorgängen in Innsbruck gleich drei 

Artikel im Juni, Juli und September 1938. Im Juli wurde berichtet: „Sämt-

liche Judengeschäfte – ohne Ausnahme – sind als jüdisch gekennzeichnet. 

In jedem Schaufenster prangt groß ein gelbes Schild ‚Jüdisches Geschäft‘. 

Der Besucher staunt. Das haben die Tiroler schon in den wenigen Wochen 

durchgeführt! Und wir im Altreich, wir sind heute noch nicht so weit! 

(...) Wir sind stundenlang an den Judengeschäften in der Maria-Theresia-

Straße und Museumsstraße zu Innsbruck auf und ab gegangen und sahen 

nicht einen einzigen Kunden, der sich in die Judenläden verlief.“93

Ähnliche Schilderungen waren in der September-Ausgabe des Hetz-

blattes zu lesen: „Und es ist doch den Juden kein Haar gekrümmt worden. 

Innsbrucker Nachrichten, 21.4.1938, 5
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Nicht mit Gewalt, nicht mit Beleidigung hält man sich den Juden vom Lei-

be, sondern nur mit absoluter Verachtung und mit einer dauernden Erzie-

hung zum absoluten Abstand vom Juden. Ist der Jude unter den deutschen 

Volksgenossen isoliert, dann geht ihm die Luft aus.“94

Anna, eine ehemalige Innsbrucker BDM-Führerin, hat keine Erinne-

rung an diese Vorgänge mitten in Innsbruck. Im sozialen Alltag von Anna 

wurden die Jüdinnen und Juden gar nicht mehr wahrgenommen, schon 

wenige Wochen nach dem Anschluss galten für sie nicht mehr die sozia-

len Verbindlichkeiten von Gerechtigkeit und Mitleid. Anna setzte mit gro-

ßem Idealismus ihre Energie, Schaffenskraft und soziale Einstellung für 

Angehörige der „Volksgemeinschaft“ ein. Die jüdische Bevölkerung nahm 

sie jedoch von diesen Werthaltungen aus. Um ambivalenten Gefühlen und 

möglichen Verunsicherungen gegenüber ihren nationalsozialistischen Ide-

alen aus dem Weg zu gehen, beschloss sie, nichts zu sehen und sich auch 

nicht zu erinnern. 1997 erzählte sie einer nahen Verwandten in einem 

Interview:

„Wir waren mit dem Judenproblem überhaupt nicht konfrontiert in 

Tirol. Wir, ich habe es nicht gewusst, weil wie diese Dinger passiert 

sind mit Fenstereinschlagen beim, bei dem Schuhgeschäft, jetzt weiß 

ich nicht mehr, wie der heißt, Graubart, oder beim Schwarz, wo jetzt 

Kaufhaus Tyrol war, da hat die SA die Fenster eingeschlagen in der 

Nacht und draufgeschrieben ‚Jude verrecke!‘ oder sowas, das habe 

ich nicht gesehen. Das war für mich nicht da, weil ich doch in der Fa-

milie behütet war. Das ist in der Nacht passiert und in der Früh habe 

ich es nicht gesehen, wie ich in die Schule gefahren bin mit dem Radl 

schnell, schnell, schnell. Und dann ist es doch wieder aufgeräumt 

gewesen oder, und gesagt hat es mir niemand. Daheim ist da nicht 

Deutsche Volkszeitung, 21.6.1938, 5
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gesprochen worden. Also für mich war das nicht existent. Ich weiß 

nicht wieso, entweder war ich jung, ich hab’s verd..., ich hab’s nicht 

gesehen und gesagt.

I.: Geredet ist da nicht worden über diese Pogromnacht?

Nein.

I.: Und dass die Leute umgebracht worden sind?

Nein, ich weiß nichts, ich weiß nichts.“95

Teil der „Volksgemeinschaft“ zu sein, und dies machte ihre Attraktivität 

aus, hieß die damit verbundenen Vorteile lukrieren zu können und selbst 

gegenüber den Nicht-Zugehörigen aufgewertet zu werden. Aufgrund der 

Öffentlichkeit der Verbrechen musste man sich mit einer wie immer gear-

teten Reaktion positionieren. Die gewalttätige Praxis des Judenhasses im 

öffentlichen Raum dominierte den Alltag und durchdrang die einzelnen 

Lebensbereiche. Dieser neue, in einem so kurzen Zeitraum hergestellte 

Referenzrahmen des Nationalsozialismus war derart radikal verschieden 

von dem vor 1938, dass sich die Menschen dessen in außerordentlichem 

Maße bewusst waren. Nirgends war das Wesen der „Volksgemeinschaft“ 

mit seiner Einteilung in Zugehörige und Nicht-Zugehörige so augenschein-

lich und sichtbar wie in der antisemitischen Praxis der NS-Diktatur. Genau 

darüber vollzog sich „eine deutliche Veränderung in dem, was man im Um-

gang mit Menschen für ‚normal‘ und ‚anormal‘, für ‚gut‘ und ‚böse‘, für an-

gemessen und empörend“ hielt. Binnen Kurzem entstand eine „national

sozialistische Moral“; die neuen Bezugsgrößen moralischen Handelns 

waren Volk und „Volksgemeinschaft“. Nationalsozialistische Werte und 

Normen der Ungleichheit, des Rassismus und einer eingeschränkten So-

lidarität ausschließlich zu den Zugehörigen ersetzten Werte von vor 1938 

und noch mehr von vor 1934. In dieses Bild passt, dass der Nationalsozia

lismus den Rechtstatbestand der unterlassenen Hilfeleistung einführte. 

Dieser galt aber nur für die nationalsozialistische „Volksgemeinschaft“, 

nicht für Jüdinnen und Juden. Ihnen gegenüber wurde ein unterstützen-

des Verhalten sanktioniert.96

Was in den Erinnerungen gerne getrennt wird, die Beseitigung der 

Arbeitslosigkeit, Ehestandsdarlehen, Kinderbeihilfen, emotionalisierende 

Gemeinschaftserlebnisse einerseits, die Judenverfolgung, Terror gegen 

Stadt Innsbruck
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Andersdenkende, Repressionen gegen gesellschaftliche AußenseiterInnen 

andererseits, ist auf das Engste miteinander verbunden. Wer sich von der 

Propaganda und den Vorteilen der „Volksgemeinschaft“ angesprochen 

fühlte, übernahm die antisemitische Politik des Ausschlusses billigend, 

ohne deshalb antisemitisch sein zu müssen.97 Jedenfalls, und dies ist kei-

neswegs selbstverständlich: So wie bei den Ausgrenzungsprozessen an der 

Universität, in den Schulen, im öffentlichen Dienst, in den freien Berufen 

und gegen sozial Randständige kaum jemand Einwände erhob, so war dies 

auch und vor allem bei der Exklusion der jüdischen Bevölkerung der Fall, 

die nicht nur Ressentiments bediente und Bereicherungsmöglichkeiten 

bot, sondern auch das Überlegenheitsgefühl jedes noch so sozial deklas-

sierten Volksgenossen erhöhte. Während es den einen immer schlechter 

ging, fühlten sich die anderen immer besser. An ihrem rassistischen und 

antisemitischen Kurs mussten die Nationalsozialisten nichts ändern, er 

war mehrheits- und zustimmungsfähig: Die Gewalt stiftete Gemeinschaft.

Es gab die aktiven Täter, den Vollzugsbeamten am Schreibtisch und 

Beteiligte, die höhnten und anfeuerten und so den Rechtsbruch ebenso 

Schmieraktion am Schuhgeschäft Graubart (Archiv Michael Gehler)
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legitimierten wie die neugierig Zuschauenden, indem sie 

anwesend waren und passiv blieben. Weiters gab es die 

Schweigenden, die sahen, was geschah, jedoch wegschau-

ten, um nicht Stellung beziehen zu müssen, und gerade 

durch dieses Verhalten klar Stellung bezogen. Sie alle wa-

ren nicht nur Befehlsempfänger. Als „Duldende oder Bil-

ligende“ nahmen sie eine aktive Rolle ein. Ein großer Teil 

der Gewalt war öffentlich, sodass die Täter ihre Macht zur 

Schau stellten und die Opfer ihre Ohnmacht erlebten. Die-

jenigen, die nur dabeistanden und zusahen, willigten durch 

diese passive Verhaltensweise in die Gewalt ein, vor allem 

aber erfuhren auch sie ihre Ermächtigung und konnten an 

der Machtausübung komplizenhaft teilhaben. Diese „Kom-

plizenschaft vor Ort“ war als „Politik von ‚unten‘ ebenso 

notwendig wie die Erlasse, Gesetze und Maßnahmen ‚von 

oben‘, um die Volksgemeinschaft herzustellen. In dem Mo-

ment, in dem Recht gegenüber einer Gruppe ohne Folgen 

gebrochen werden konnte, war die Grenze der Volksge-

meinschaft bereits gezogen, die einerseits alle Volksgenos-

sen einschloss, andererseits alle Juden und andere ‚Fremd-

völkische‘ wie ‚Gemeinschaftsfremde‘ ausgrenzte.“98

„Tätige Teilhabe“ an der Aneignung jüdischen Vermögens

Die materielle Enteignung der Innsbrucker Jüdinnen und 

Juden, die im Großen und Ganzen innerhalb nur eines Jah-

res durchgeführt wurde, verdichtet dieses beschämende 

Bild.99 Gleich nach der Machtübernahme plünderten Mit-

glieder von Parteigliederungen vereinzelt jüdischen Besitz 

und bereicherten sich an persönlichen Wertgegenständen 

ihrer Opfer. SA, SS, Gestapo und HJ konfiszierten auf eige-

ne Faust Autos, Schmuck, Wohnungs- und Geschäftsein-

richtungen, Radios, Grundstücke und Häuser. Das meiste 

behielten sie für sich, ein kleinerer Teil kam an das Land 

Österreich. Selbst der Leiter der Innsbrucker Gestapo hielt 

Annoncen aus den 
Innsbrucker Nachrich-
ten und der Deutschen 
Volkszeitung 1938. 
In regelmäßigen 
Abständen konnte die 
Bevölkerung lesen, wer 
sich welches Geschäft 
billig angeeignet hatte.

Stadt Innsbruck



349



350

  1

  3

  5

  2

  4

  6

Stadt Innsbruck



351

1	 Bauer & Schwarz, Maria-Theresien-
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3	 Graubart, Museumstraße  
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das Vorgehen bei diesen „wilden Arisierungen“, die er als 

„Sicherstellungen (...) im Zuge der nationalsozialistischen 

Revolution“ bezeichnete, für rechtlich nicht einwandfrei.100 

Nicht nur aus Tirol, auch aus anderen österreichischen 

Gauen, aus Deutschland und Südtirol meldeten sich unzäh-

lige Interessierte, um Fabriken, Geschäfte, Betriebe, Villen 

und Wohnungen kostengünstig erstehen zu können. Die 

Partei arbeitete mit der Gestapo zusammen: Verhaftungen, 

Schläge, Misshandlungen und Drohungen machten die jü-

dischen EigentümerInnen gefügig, ihren Besitz zu vorgege-

benen Bedingungen zu verkaufen. Einfache Volksgenossen 

und Parteimitglieder, hohe NS-Funktionäre bis hinauf zum 

Gauleiter, Alte Kämpfer, Illegale, SA- und SS-Männer, die 

Gliederungen und angeschlossenen Verbände der NSDAP, 

Industrielle, Gewerbetreibende, Händler, Kaufleute, Ange-

hörige der Universität, das Landesmuseum Ferdinandeum, 

Kunsthändler, eine bekannte Tiroler Filmschauspielerin 

und nicht zuletzt der NS-Staat lieferten sich einen Bereiche-

rungs-Wettlauf. Jüdische Mieter und Mieterinnen wurden 

ohne rechtliche Grundlage der Wohnung verwiesen. Re-

präsentativ für die Vorgänge ist die Aussage eines Innsbru-

cker Block- und Zellenleiters, der die Wohnung von Richard 

Berger zugesprochen bekam, der in der Nacht vom 9. auf 

den 10. November 1938 ermordet worden war: „Ich habe 

mich dann um die Judenwohnung deshalb beworben, weil 

es mir auf eine andere Art nicht möglich war, eine anstän-

dige Wohnung zu erhalten (...) Ich mußte einen direkten 

Kampf um diese Wohnung führen, weil eine Menge Leute, 

hohe Persönlichkeiten, darunter sogar der Polizeidirektor 

Dr. Franzelin, auf eine Wohnung reflektierten.“101

Der Oberbürgermeister von Innsbruck, Rechtsanwalt 

Egon Denz, sorgte dafür, dass sein Kanzleikollege Rudolf 

Thelen zum Rechtsvertreter und Konkursmasseverwalter 

sowie Robert Rom als kommissarischer Verwalter des jü-

dischen Kaufhauses Bauer & Schwarz in der Maria-There-

10	 Meisel, Anichstraße 
(Stadtarchiv Inns-
bruck)

11	 Friedrich Pasch, 
Maria-Theresien-
Straße (Stadtarchiv 
Innsbruck)

12	 Julius Pasch, 
Maria-Theresien-
Straße (Stadtarchiv 
Innsbruck)

13	 Tiroler Bekleidungs-
haus, Ephraim 
Diamand, Adam-
gasse (Stadtarchiv 
Innsbruck)

14	 Schindler, Maria-The-
resien-Straße (Niko 
Hofinger)

15	 Stiassny u. Schlesin
ger, Anichstraße 
(Stadtarchiv Inns-
bruck)
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sien-Straße bestellt wurden. Gauhauptstellenleiter Thelen und Rom, ehe-

maliger Finanzberater der Besitzerfamilie und Direktor der Länderbank, 

unternahmen alles zum Schaden des Unternehmens. Auch sie selbst ka-

men finanziell nicht zu kurz. Rom erhielt für seine Verdienste monatlich 

2.400 Schilling, die Hälfte der Summe ging an die Nationalsozialistische 

Handwerks-, Handels- und Gewerbeorganisation (NS-Hago). Diese kom-

missarische Verwaltungsgebühr entsprach dem fünffachen Monatsgehalt 

eines überdurchschnittlich gut entlohnten Abteilungsleiters im Kaufhaus, 

Thelens Entgelt mehr als sechs Jahresgehälter.102 Der Oberbürgermeister 

von Innsbruck war aber nicht nur in seiner Eigenschaft als Stadtoberhaupt 

Die Familie Schindler 
galt in der Belegschaft 
als überaus sozial 
eingestellt, auch in der 
Bevölkerung genoss 
sie einen sehr guten 
Ruf. Daher mussten 
die Nationalsozia-
listen ihr Vorgehen 
gegen die jüdische 
Familie im Betrieb und 
in der Öffentlichkeit 
näher erläutern. 
(Innsbrucker Nach-
richten, 22.3.1938, 5)
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und stellvertretender Gauleiter in der wirtschaftlichen „Entjudung“ Inns-

brucks involviert. Auch als Vorstand der Innsbrucker Sparkasse half er 

mit, dass die Villa des in der Pogromnacht schwer verletzten Karl Bauer in 

den Besitz der NSDAP überging.103 Die „Entjudung“ der Wirtschaft offenba-

ren das Tiroler NS-Regime nicht nur als ein barbarisches, sondern auch als 

ein bis zur Gauspitze hinauf durch und durch korruptes, von Freunderl-

wirtschaft gekennzeichnetes politisches System.

Wiener und Berliner Zentralstellen, die Gestapo, verschiedene Tiroler 

Parteidienststellen von der Gauleitung zu den Kreisleitungen, vom Arisie-

rungskommissar, dem Gauwirtschaftsberater, dem Amt für Wiedergutma-

chung, der DAF über die NSV, die Tiroler Industrie- und Handelskammer 

und vor allem die NS-Hago und Banken, Realitätenbüros, Kreditorenverei-

ne, Versicherungen, kommissarische Verwalter, Konkursmasseverwalter, 

Treuhänder, Wirtschaftsprüfer und Gutachter – Architekten, Baumeis-

ter  –, Rechtsanwälte, Notare, der Stadtmagistrat, der Oberbürgermeister 

von Innsbruck und Bürgermeister diverser Bezirksstädte und Gemeinden, 

die Landeshauptmannschaft bzw. die Reichsstatthalterei, Bezirkshaupt-

mannschaften, Gerichte und das Finanzamt spielten bei der Beraubung 

der jüdischen Bevölkerung eine aktive Rolle. Diese breite Beteiligung vie-

ler sozialer Gruppen und zahlreicher Akteurinnen und Akteure enthüllen 

die „Arisierungen“ als gesamtgesellschaftlichen Prozess. Unter der „tätigen 

Teilhabe“ eines großen Teils der Innsbruckerinnen und Innsbrucker wur-

de die jüdische Bevölkerung entrechtet und beraubt. Dies alles ging völlig 

reibungslos vor sich, ohne Unmutsäußerungen und ohne jeglichen öffent-

lichen Protest gegen das Unrecht. Auch wenn daraus keine völlige Zustim-

mung abzuleiten ist, ermöglichte die Passivität und die „repressive Tole-

ranz“ der Stadtbevölkerung, aber auch die Verlagerung von Kritik in den 

privaten Bereich, dass die vom NS-Regime initiierte Unterdrückung sich

„in alltägliche gesellschaftliche Praxis übersetzt. In der praktizierten 

Ein- und Ausgrenzung nationalsozialisiert sich die Gesellschaft (...) Es 

ist der Handlungszusammenhang aus politischer Initiative und priva-

ter Aneignung und Umsetzung, der das nationalsozialistische Projekt 

innerhalb so erstaunlich kurzer Zeit so zustimmungsfähig macht. Man 

könnte das eine partizipative Diktatur nennen, zu der die Mitglieder 
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der Volksgemeinschaft gern auch dann ihren Teil beitragen, wenn sie 

gar keine ‚Nazis‘ sind. So wird ein Handlungszusammenhang sichtbar, 

in dem veränderte Normen nicht vertikal von oben nach unten durch-

gesetzt werden, sondern in dem auf praktische und sich kontinuier-

lich verschärfende Weise das Verhältnis zwischen den Menschen ent-

solidarisiert und sich eine neue soziale ‚Normalität‘ etabliert.“104

Überaus erstaunlich ist, dass die Ausgrenzung, Entrechtung und Berau-

bung in der großen Mehrheit der österreichischen bzw. Tiroler Gesell-

schaft bereits binnen kürzester Zeit kaum mehr als außergewöhnlich und 

„Abweichung von Normalitätserwartungen“ empfunden wurde. Aus der 

Perspektive der Opfer stellt sich das Ganze völlig anders dar. Die Ereignis-

se forderten die Menschen heraus, über ihre Zukunft und Identität nach-

zudenken. In seinen Tagebucheintragungen105 zwischen Mai und Juli 1938 

stellte sich Ernst Schwarz die Frage: „Wie weit bin ich an der mir aufge-

Bald nach der NS-Machtübernahme erfuhr die Tiroler Bevölkerung vom Plan der NS-Regie-
rung, alle Jüdinnen und Juden bis 1942 aus dem gesamten Deutschen Reich zu vertreiben. 
Die nationalsozialistische Presse mokierte sich darüber, dass niemand die Flüchtlinge wolle. 
„Das Boot ist voll“, hieß es bald in der Schweiz, die zahlreiche Jüdinnen und Juden an den 
Grenzen zurückwies und bei den NS-Behörden durchsetzte, dass diese das Wort Jude in 
die Pässe stempelte. Die Konferenz von 32 Staaten im französischen Evian scheiterte an 
antisemitischen Vorurteilen und der mangelnden Bereitschaft, jüdische Flüchtlinge aufzuneh-
men. Immerhin nahm England 10.000 jüdische Kinder aus Österreich, Deutschland und der 
Tschechoslowakei auf; die USA war bereit, die Einwanderungsquoten leicht zu erhöhen.

Innsbrucker
Nachrichten, 
28.4.1938, 3

Innsbrucker
Nachrichten, 
19.4.1938, 2

Innsbrucker
Nachrichten, 
13.7.1938, 2
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zwungenen Lage selbst schuld?“ Bald packte 

ihn Wut und Zorn, die sich mit Gefühlen von 

Rache abwechselten: „Furchtbar wird einmal 

die Abrechnung werden. Werde ich sie erle-

ben? (...) Es besteht große Kriegsgefahr. Den 

Krieg und den Zusammenbruch möchte ich ir-

gendwo anders erleben. Hier nicht. Ich bin voll 

Haß und Verachtung erfüllt.“ Zeitweise versank 

er in Hoffnungslosigkeit und konnte keine Zu-

kunft mehr sehen. Dann wiederum kämpfte er 

für den Erhalt des Wohnhauses, um wenigstens 

einen Teil des eigenen Lebenswerks und das 

des Vaters und so vieler Verwandter zu retten. 

Zeitweise spekulierte er damit, sich in Inns-

bruck eine neue Existenz aufzubauen, wenn-

gleich nur mehr in kleinem Maßstab. Schließ-

lich musste Ernst Schwarz einsehen, dass er 

„buchstäblich fortgejagt“ wurde und nur noch 

wenig Handlungsspielraum besaß: „Wenn aber 

Intrigen, Falschheiten, Niederträchtigkeiten, 

der Wille uns zu vernichten, vorhanden ist, dazu das Bewusstsein gottes-

jämmerlich verlassen zu sein und nur Todfeinde um sich zu haben, dann 

ist man nicht mehr Herr seiner Entscheidungen.“ Verzweifelt rang er in 

Gedanken, Innsbruck nicht verlassen zu müssen, Palästina war für ihn 

keine Option, „nur daß wo Berge sind. Die ‚zweite‘ Heimat kann doch nur 

der alten Heimat ähnlich sein. (...) Die ‚Menschen‘ können mir doch nicht 

die Heimat nehmen.“ Zuletzt kam Ernst Schwarz zur Erkenntnis, dass die 

„schöne, geliebte Heimat“ zur „Mausefalle“ geworden war, dass er danach 

trachten musste, sich und die beiden Kinder außer Landes zu schaffen. Sie 

sollten „unter Menschen aufwachsen können“. Am 24. Juli 1938 notierte er, 

der im Ersten Weltkrieg für Gott, Kaiser und Vaterland gedient hatte und 

für seine Tapferkeit ausgezeichnet worden war, in sein Tagebuch:

„Unser Frontkämpfertum können wir uns auf den Hut stecken. Heute 

sind braune Horden durch die Stadt gezogen und sangen: ‚Hängt’s die 

Ernst Schwarz 1938 (Vera 
Adams). Er floh nach England, 
konnte dort aber beruflich 
nicht mehr Fuß fassen. Bis 
zu seinem Tod blieb Ernst 
Schwarz ein verbitterter Mann, 
der seinen sozialen Abstieg 
nicht verkraftete. Seine letzten 
Jahre verbrachte er in seiner 
Heimatstadt Innsbruck.
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Juden, stellt’s die Schwarz an die Wand!‘ (...) Wenn ich nach England 

gehen sollte, bin ich doch ein Fremder, ein Emigrant wie Tausende 

und aber Tausende. Mißtrauisch und abgeneigt gegen Einwanderer, 

in denen man nur Schmarotzer sieht, ausgestoßene Menschen, die 

man in ihrer Heimat nicht wollte, weil sie dort als Schädlinge ange-

sehen werden. Und in England gibt es auch Menschen, die von uns 

Juden nichts wissen wollen. So erfahre ich das Schicksal der Juden, 

wie es in der Geschichte schon so oft da war und dachte doch immer, 

daß mir das nie wird passieren können.“

Am 7. November 1938 schoss in Paris Herschel Grynszpan auf das deut-

sche Botschaftsmitglied Ernst vom Rath, der an den Folgen des Attentats 

verstarb. Die Spitzen der NS-Regierung nahmen die Gelegenheit wahr, 

um im Deutschen Reich blu-

tige Ausschreitungen gegen 

die jüdische Bevölkerung, ih-

ren Besitz und die Synagogen 

zu organisieren. In der Nacht 

vom 9. auf den 10. November 

1938 versammelte nach An-

ordnung von höchster Stelle 

in München und Berlin Gau-

leiter Franz Hofer die oberste 

SS-Führung in Innsbruck und 

wies sie an, Überfälle und 

Morde durchzuführen. Aus-

gesuchte SS-Männer erhielten 

den Befehl, die Kaufleute Karl 

Bauer, Dr. Wilhelm Bauer und 

Ing. Richard Graubart „auf möglichst geräuschlose Art umzulegen“ und 

Ing. Richard Berger „aus dem Weg zu räumen“.106 Von den Genannten 

überlebte nur Karl Bauer in übel zugerichtetem Zustand. Ing. Josef Adler 

starb einige Monate später an den Folgen seiner Misshandlungen. Weite-

re Rollkommandos mit Mitgliedern von SS, SA und NSKK (Nationalsozia-

listisches Kraftfahrerkorps) drangen in die Wohnungen von mindestens 

Neueste Zeitung, 10.11.1938, 1

Neueste Zeitung, 11.11.1938, 1

Innsbrucker Nachrichten, 11.11.1938, 1
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25 jüdischen Familien in 

Innsbruck ein, malträtier-

ten die Männer, schlugen 

vielfach auch die Frauen 

und zertrümmerten die 

Einrichtung. Zurück blie-

ben unzählige Schwerver-

letzte. HJ-Mitglieder unter 

Führung der SS zerstörten 

die Inneneinrichtung des 

Betsaals in der Synagoge 

und entwendeten zahlrei-

che Gegenstände. 18 jü-

dische Männer kamen in 

Haft.107

Bereits kurz vor den 

Morden drohten die Natio

nalsozialisten ein gewalt-

sames Vorgehen an. Am 

10. November 1938 hieß es 

in einem Artikel der Neues

ten Zeitung, der Abend-

ausgabe der Innsbrucker 

Nachrichten, der jedoch 

schon vor den blutigen 

Ereignissen geschrieben 

wurde: „Auch wir in Tirol haben noch allerhand Juden, und wir Tiroler las-

sen uns bekanntlich allerhand gefallen, ehe wir richtig zuschlagen. Aber 

wenn, dann richtig. Tiroler Fäuste haben nichts an Kraft verloren, und wer 

in der Geschichte einigermaßen Bescheid weiß, wird diese Drohung ver-

stehen.“108 Am 11. November war in den Zeitungen über den gerechten 

Volkszorn gegen die Juden zu lesen, von der Zerstörung der Synagoge in 

Innsbruck durch eine Menge in ihrer berechtigten Wut,109 von verständ-

lichen Vergeltungsmaßnahmen der empörten Innsbrucker Bevölkerung, 

von zwei gründlich zerstörten jüdischen Geschäften, der Verhaftung von 

Neueste Zeitung, 15.11.1938, 1
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Juden und schließlich von der glücklichen Lage im Gau, „in allerkürzester 

Zeit von jeglicher jüdischen Belastung endgültig befreit zu werden.“110 Am 

12. November schrieb die Deutsche Volkszeitung, dass sich die Volkskraft 

freie Bahn gesucht habe und die Opfer, die sie forderte, „ebenso begreiflich 

als sittlich berechtigt erscheinen müssen“. Die Vertreibung der jüdischen 

Bevölkerung gab sie als eines der Ziele der Ausschreitungen an: „Der Reini-

gungsprozeß hat seit der Machtübernahme schon bedeutende Fortschrit-
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te gemacht. Daß er durch die jüngsten Ereignisse mit Macht vorangetrie-

ben und beschleunigt wird und die letzten rassefremden Reste bald ganz 

verschwinden werden, kann uns nur erwünscht sein.“111 In den nächsten 

Tagen erschienen unzählige Artikel in den Zeitungen, die einerseits eine 

Täter-Opfer-Umkehr betrieben, andererseits neue diskriminierende Maß-

nahmen gegen die jüdische Bevölkerung verkündeten. „Falls Juden bei 

dieser Aktion keinen Schaden erlitten haben, dürfte dies darauf zurück-

zuführen sein, daß sie übersehen wurden“, stellte ein Bericht des Tiroler 

Sicherheitsdienstes der SS am 12. November zum Ablauf der Pogromnacht 

fest.112 Wie ein derartiger „Schaden“ im Detail aussah, verdeutlicht der 

Überfall auf das Ehepaar Popper.

„Die Stimmung der SA-Leute war etwas freudig aufgeregt“113 – 
Das grausame Vorgehen gegen Julius und Laura Popper114

(Michael Guggenberger)

Um etwa 2 Uhr115 nachts verlässt Scharführer Theodor Haller, ein ehe-

maliger Polizist, mit einer Gruppe von Männern das Standartenheim der 

Sturmabteilung (SA) in der Bürgerstraße 10. Vor dem Haus hat Rottenfüh-

rer Josef Schäffer seinen Dienstwagen der Firma Fruchtimport Vedovelli-

Amadori & Co, einen alten Zweisitzer der Marke Opel, bereitgestellt. Die 

Vorbereitungen der SA für die Racheaktion der Nationalsozialisten gegen 

die Juden und Jüdinnen Innsbrucks laufen auf Hochtouren. Einsatzgrup-

pen sind zusammengestellt, Adresszettel verteilt. Eben hat Standartenfüh-

rer Johann Mathoi vor einer großen Schar von SA-Männern eine Anspra-

che gehalten. Als Reaktion auf den Tod des Pariser Gesandten Ernst vom 

Rath seien Gewaltmaßnahmen gegen die Innsbrucker Juden notwendig. 

Man solle sie „ordentlich verprügeln“.116 Auf die Frage, ob man sie auch 

umbringen dürfe, antwortet er ausweichend: „Macht’s damit was wollt’s, 

ich weiß nichts.“117 Die Aktion sei von der Gestapo gedeckt, polizeiliches 

Einschreiten müsse nicht befürchtet werden.118 Es ist die Nacht vom 9. auf 

den 10. November 1938, die als Innsbrucker Novemberpogrom in die Ge-

schichte eingehen wird.

Theodor Haller nimmt im Auto neben Josef Schäffer Platz. Sechs SA-

Männer oder mehr platzieren sich auf den Trittbrettern und der Karosse-


